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Sehen, hören, ausprobieren

Öffentliche Bekanntmachung

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
für die Wahl des Integrationsrates der Stadt Bergisch Gladbach

am 13. September 2020

Gemäß § 10 der Wahlordnung für die Wahl zum Integrationsrat der Stadt
Bergisch Gladbach fordere ich hiermit zur Einreichung von Wahlvorschlä-
gen für die am 13.09.2020 stattfindende Wahl des Integrationsrates der Stadt
Bergisch Gladbach auf.

Wahlvorschläge können von Gruppen von Wahlberechtigten oder Bürgern/
Bürgerinnen (Listenwahlvorschlag) oder einzelnen Wahlberechtigten sowie
Bürgern/ Bürgerinnen (Einzelbewerber) eingereicht werden. Jeder Wahlvor-
schlagsberechtigte kann nur einen Wahlvorschlag einreichen.

Als Wahlbewerber/ Wahlbewerberin kann jeder/ jede Wahlberechtigte sowie
jeder Bürger/ jede Bürgerin der Stadt Bergisch Gladbach benannt werden,
sofern er/ sie seine/ ihre Zustimmung schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist
unwiderruflich.

Für die Wahlvorschläge nach Listen und die Einzelbewerber/ Einzelbewerbe-
rinnen können Stellvertreter/ Stellvertreterinnen benannt werden.

Bei Listenwahlvorschlägen bestimmt sich die Reihenfolge der Stellvertretung
in entsprechender Anwendung des § 45 Abs. 2 des Kommunalwahlgesetzes in
der jeweils geltenden Fassung, so dass an die Stelle des verhinderten gewählten
Bewerbers der für ihn auf der Liste aufgestellte Ersatzbewerber tritt, falls ein
solcher nicht benannt ist bzw. dieser auch verhindert ist, der Listennächste tritt.
In Wahlvorschlägen von Einzelbewerbern kann ein Stellvertreter benannt wer-
den, welcher den Bewerber im Falle seiner Wahl vertreten und im Falle seines
Ausscheidens ersetzen kann.

Jeder Listenwahlvorschlag muss von der Leitung der den Wahlvorschlag ein-
reichenden Gruppe unterzeichnet sein und den Nachweis enthalten, dass sie
einen nach demokratischen Grundsätzen gewählten Vorstand besitzt und die
Benennung und Aufstellung der Bewerber nach demokratischen Grundsätzen
erfolgt sind.

Der Wahlvorschlag muss Vor- und Familiennamen, die Staatsangehörigkeit, das
Geburtsdatum, den Beruf und die Anschrift der Hauptwohnung, E-Mail-Adresse
oder Postfach des Wahlbewerbers enthalten. Sofern Stellvertreter benannt wer-
den, so sind diese ebenfalls mit den Angaben nach Satz 1 aufzuführen.

Jeder Wahlvorschlag muss als „Listenwahlvorschlag“ oder als „Einzelbewer-
ber“ gekennzeichnet und mit einer Bezeichnung des Wahlvorschlages versehen
sein. Fehlt diese, tritt ersatzweise der Name des ersten Bewerbers an die Stelle
der Wahlvorschlagsbezeichnung.

In jedem Wahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertretende
Vertrauensperson bezeichnet sein.

Für die Wahlvorschläge sind die Formblätter zu verwenden, die das Wahlbüro
auf der städtischen Internetseite
https://www.bergischgladbach.de/integrationsratswahl.aspx zum Download
bereitgestellt hat.

Wahlberechtigt ist wer,
1. nicht Deutscher im Sinne des Art. 116 Absatz 1 des Grundgesetzes ist,
2. eine ausländische Staatsangehörigkeit besitzt,
3. die deutsche Staatsangehörigkeit durch Einbürgerung erhalten hat oder
4. die deutsche Staatsangehörigkeit gemäß § 4 Absatz 3 des Staatsangehö-

rigkeitsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 102-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 28. August 2013 (BGBl. I S. 3458) erworben
hat.

Darüber hinaus muss die Person am Wahltag
1. das sechzehnte Lebensjahr vollendet haben,
2. sich seit mindestens einem Jahr im Bundesgebiet rechtmäßig aufhalten

und
3. mindestens seit dem sechzehnten Tag vor der Wahl in der Gemeinde

ihre Hauptwohnung haben.

Wählbar sind alle Wahlberechtigten nach § 6 der o.g. Wahlordnung sowie alle
Bürger und Bürgerinnen der Stadt Bergisch Gladbach, die - am Wahltag das
achtzehnte Lebensjahr vollendet haben und - mindestens seit drei Monaten vor
der Wahl in der Stadt Bergisch Gladbach ihre Hauptwohnung haben.

Nicht wählbar ist, wer am Wahltag infolge Richterspruchs in der Bundesrepub-
lik Deutschland die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher
Ämter nicht besitzt.

Die Wahlvorschläge für die Wahl des Integrationsrates sind spätestens bis zum

16. Juli 2020 - 18.00 Uhr

beim Wahlleiter der Stadt Bergisch Gladbach (Wahlbüro) einzureichen.

Sie erreichen das Wahlbüro montags bis donnerstags in der Zeit von 09.00 Uhr
bis 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr sowie freitags von 09.00 bis 12.00
Uhr, telefonisch unter 02202-14 2888, per E-Mail unter Wahlbuero@stadt-gl.de
oder Herrn Frank Bodengesser persönlich im Stadthaus Konrad-Adenauer-Platz,
Zimmer 323, Konrad-Adenauer-Platz 9, 51465 Bergisch Gladbach.

Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig einzureichen, da-
mit etwaige Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, vorher
noch behoben werden können.

Der Wahlausschuss entscheidet am 21.07.2020 in öffentlicher Sitzung über die
Zulassung der Wahlvorschläge.

Bergisch Gladbach,

gez. 06.02.2020
Bürgermeister als Wahlleiter

Der Wahlleiter

Amtliche Bekanntmachung

Bebauungsplan (BP) Nr. 2427 - östlich Leibnizstraße -
Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses

Der Rat der Stadt Bergisch Gladbach hat in seiner Sitzung am 18.02.2020 auf
der Rechtsgrundlage des § 10 Baugesetzbuch (BauGB) und der §§ 7 und 41 Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) den Bebauungs-
plan Nr. 2427 - östlich Leibnizstraße - im ergänzenden Verfahren als Satzung
beschlossen.

Ziel ist es, die Größe von Verkaufsflächen mit zentrenrelevanten Sortimenten
auf die - für nicht großflächige Einzelhandelbetriebe - in der Rechtsprechung
definierte maximale Größe von 800 m² Verkaufsfläche zu beschränken und die
Festsetzung der Sortimente unter Ableitung aus der Sortimentsliste des Einzel-
handels- und Nahversorgungskonzeptes der Stadt Bergisch Gladbach zu aktu-
alisieren.

Das Plangebiet liegt in Bergisch Gladbach, Ortsteil Gronau und wird begrenzt
durch die im Norden gelegene Mülheimer Straße, die im Bebauungsplan Nr.
2442, Teil 1 - Kradepohlswiese - festgesetzte Mischbebauung im Osten, eine ge-
plante Senioreneinrichtung im Süden und Gebäude für Gewerbe bzw. Wohnbe-
bauung der Leibnizstraße im Westen.

Bekanntmachungsanordnung
Der Beschluss des Rates über die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich
bekanntgemacht.

Die Satzung einschließlich der Begründung und der zusammenfassenden Er-
klärung wird beim Fachbereich 6 - Stadtplanung im Rathaus Bensberg, Zi. 512
oder 514, Wilhelm-Wagener-Platz, 51429 Bergisch Gladbach zu jedermanns Ein-
sicht während der Öffnungszeiten bereitgehalten. Allgemeine Öffnungszeiten
sind vormittags: montags bis freitags von 8:30 bis 12:30 Uhr und nachmittags:
montags bis mittwochs 14:00 bis 16:00 Uhr, donnerstags von 14:00 bis 18:00 Uhr.
Über den Inhalt der Satzung einschließlich der Begründung und der zusam-
menfassenden Erklärung wird auf Verlangen Auskunft erteilt.

Alle DIN-Normen und Allgemeine Verwaltungsvorschriften, auf die in den text-
lichen Festsetzungen des Bebauungsplans verwiesen wird, werden an gleicher
Stelle zu jedermanns Einsicht bereitgehalten.

Mit dieser Bekanntmachung wird die Satzung rechtsverbindlich.

Hinweise

1. Eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 des Baugesetzbuches (BauGB)
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 des BauGB beacht-
liche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs sind dann unbeachtlich, wenn sie
nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich
gegenüber der Stadt Bergisch Gladbach geltend gemacht worden sind. Der
Sachverhalt, der die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften
oder den Mangel der Abwägung begründen soll, ist darzulegen.

2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Sätze 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über
die Entschädigung von Vermögensnachteilen, die durch die Aufstellung
einer Satzung eintreten sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen von Ent-
schädigungsansprüchen wird hingewiesen.

3. Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) während des Satzungs-
verfahrens kann gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Bergisch Glad-

bach vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Bergisch Gladbach, den 19.02.2020 ____________________
Lutz Urbach
Bürgermeister

Der Bürgermeister

BEKANNTMACHUNG


